
ist, daß ohne Anhörung der unmittelbar Beteiligten 
eine genaue Richtlinie für die Hauptverhandlung er­
lassen werden kann. Ein solcher Beschluß sollte aber 
von der Kammer in vollständiger Besetzung gefaßt 
werden. Ob sich, falls diese Vorschläge in die neue 
ZPO eingehen sollten, infolge der hervorragenden 
Qualität des Vorverfahrens, die Ausnahme, nämlich 
der Verzicht auf die Vorverhandlung, entgegen meinen 
Erwartungen zur Regel entwickeln wird, wird erst die 
Praxis entscheiden können.

IV
Während die Vorschläge über die Ausgestaltung der 

Vorverhandlung wegen der erwähnten Besonderheiten 
des Zivilprozesses erheblich von der Regelung der 
Strafprozeßordnung abweichen und ein Teil der ideo­
logischen Auseinandersetzung mit den unmittelbar Be­
teiligten in die Vorverhandlung verlegt wird, kann die 
Hauptverhandlung im Zivilprozeß dem Strafprozeß 
weitgehend angeglichen werden. Das gilt vor allem für 
das Prinzip der „ununterbrochenen“ Verhandlung, das 
für die Konzentration und die Unmittelbarkeit des 
Prozesses und damit auch für die Findung der objek­
tiven Wahrheit von entscheidender Bedeutung ist.

Gewisse Abweichungen ergeben sich nur aus der 
bereits mehrfach erwähnten „Zweiseitigkeit“ des Zivil­
prozesses, also daraus, daß das Verhältnis zwischen 
Antragsteller und Antragsgegner im Zivilprozeß sich 
von der Beziehung Staatsanwalt—Angeklagter im Straf­
prozeß unterscheidet. An die Stelle der Anklagerede des 
Staatsanwalts müßte, wenn man die strafprozessuale 
Regelung formal übernehmen wollte, eine „Klagerede“ 
des Antragstellers treten, um die Hauptverhandlung 
einzuleiten. Es dürfte aber wesentlich besser sein, die 
Hauptverhandlung mit einem Vortrag des Vorsitzenden 
über die Ergebnisse der Vorverhandlung, den Stand der 
ideologischen Auseinandersetzung, den Zweck der 
Hauptverhandlung und die gesellschaftliche sowie die 
ökonomische Bedeutung des Prozesses zu eröffnen. Dann 
müssen aber — ähnlich wie im Strafprozeß der Ange­
klagte — die unmittelbar Beteiligten (Antragsteller und 
Antragsgegner) zu Worte kommen.

Dieses Vorbringen der unmittelbar Beteiligten, möge 
es in der Form eines Vortrages oder aber auch in der 
Form einer gerichtlichen Befragung vor sich gehen, 
dient bereits der Wahrheitserforschung, ist bereits ein 
Teil der Beweisaufnahme, ähnlich wie dies im § 200 
StPO für die Vernehmung des Angeklagten gesagt ist. 
Diese Äußerungen des Antragstellers und des Antrags­
gegners werden sich in der Regel nicht allzu wesentlich 
von ihrem Vorbringen in der Vorverhandlung unter­
scheiden. Allerdings wird das Gericht dabei für eine 
stärkere Konzentration sorgen und jedes Abgleiten auf 
Nebensachen verhindern müssen, da das Wesentliche 
bereits in der Vorverhandlung zu klären war. Das darf 
aber kein Verbot, Neues vorzutragen, bedeuten. Dieses 
Neue muß, wenn es erheblich ist, durch einen Nachtrags­
beschluß des Gerichts zum Gegenstand der Hauptver­
handlung gemacht werden. Allerdings sollte den Be­
teiligten bereits in der Vorverhandlung sehr deutlich 
gesagt werden, daß sie sich vollständig zu äußern 
haben und daß etwaige trotzdem notwendig werdende 
Ergänzungen des Vorbringens rechtzeitig vor der Haupt­
verhandlung schriftlich anzuzeigen sind, ähnlich wie 
dies im § 186 StPO vom Verteidiger gefordert wird. 
Keinesfalls kann eine bloße Verweisung auf die Ergeb­
nisse der Vorverhandlung genügen, da wegen des 14- 
tägigen Schöffenturnus fast immer mit einer anderen 
Besetzung des Gerichts gerechnet werden muß. Zu er­
wägen ist allerdings, ob man sich bei unentschuldigtem 
Ausbleibens eines Verfahrensbeteiligten statt Absetzung 
der Hauptverhandlung nicht doch ausnahmsweise mit 
der Verlesung der Äußerung des Ausgebliebenen bei 
der Vorverhandlung begnügen sollte. Bei sorgfältiger

Protokollierung der Ergebnisse der Vorverhandlung 
und exakter Vorbereitung der Hauptverhandlung 
scheint diese Inkonsequenz als Sanktion für die Rück­
sichtslosigkeit gegen das Gericht und alle anderen 
Verfahrensbeteiligten, die ein unentschuldigtes Fern­
bleiben von der sorgfältig geplanten und vorbereiteten 
Hauptverhandlung darstellt, gerechtfertigt, zumal auch 
keine Garantie dafür besteht, daß bei Vertagung der 
Hauptverhandlung der Säumige wirklich erscheinen 
wird. Zwangsmaßnahmen aber, wie sie der Strafprozeß 
kennt, sollten im Zivilprozeß unterbleiben.

Klar ist, daß die unmittelbar Beteiligten das Recht 
zu einem Schlußwort, zu einer zusammenfassenden 
Darstellung der Ergebnisse der Hauptverhandlung, wie 
sie sie sehen, bekommen müssen. Dabei ist es durchaus 
wünschenswert, daß diese Schlußworte, soweit die Be­
teiligten dazu imstande sind, die Form von Plädoyers 
annehmen, und einen wesentlichen Beitrag zu der 
ideologischen Auseinandersetzung in der Hauptver­
handlung liefern. Hier liegen besondere Aufgaben für 
unsere sozialistischen Rechtsanwälte.

Eine der schwierigsten, aber auch wichtigsten 
Leitungsaufgaben des Gerichts im Zusammenhang mit 
der Hauptverhandlung ist sein Entschluß, ob und in 
welchem Umfang Vertreter der Betriebe, in denen die 
unmittelbar Beteiligten arbeiten, Vertreter der Massen­
organisationen und Vertreter einschlägiger Institutionen 
des Staatsapparats hdnzuzuziehen sind. Jedenfalls kann 
man die Einbeziehung solcher Vertreter gesellschaft­
licher Interessen nicht schlechthin für jeden Zivilprozeß 
anordnen. Das Gericht wird immer zu prüfen haben, ob 
die gesellschaftliche Bedeutung des Prozesses den mit 
der Hinzuziehung eines größeren Kreises verbundenen 
Aufwand rechtfertigt, ob von diesen Vertretern des ge­
sellschaftlichen Interesses eine besondere mobilisierende 
Wirkung, ein Vorstoßen bis in die tieferen gesellschaft­
lichen Ursachen des Konflikts oder Vorschläge zu zweck­
mäßigen außerprozessualen, aber vom Gericht zu 
organisierenden Maßnahmen zu erwarten sind. In be­
sonders wichtigen Fällen kann es auch richtig sein, 
wenn das Gericht die örtliche Volksvertretung um Ent­
sendung eines Abgeordneten zur Hauptverhandlung 
bittet. Klarheit darüber, welche Organisationen und 
Einrichtungen um Entsendung von Vertretern zu bitten 
sind, muß in der Regel bereits im Vorverfahren ge­
schaffen werden. Eine bloße Beschränkung auf die An­
gaben der Beteiligten bei der Vorverhandlung wird 
meist nicht ausreichen.

Um bei der Hinzuziehung von Vertretern des gesell­
schaftlichen Interesses im Zivilprozeß zu richtigen Er­
gebnissen zu kommen, müssen die Richter ihr Arbeits­
gebiet in politischer, wirtschaftlicher und kultureller 
Beziehung genau kennen, müssen sie ständig Kontakt 
zu den wichtigsten Betrieben, zu den Massenorgani­
sationen, zu den Organen des Staatsapparats unter­
halten. Eine sinnvoll durchgeführte politische Massen­
arbeit gemäß § 5 des Richterwahlgesetzes wird auch die 
richtige Erfüllung dieser Aufgabe erleichtern.

Jedenfalls sind diese Vertreter gesellschaftlicher 
Interessen weder Zeugen noch Sachverständige. Was sie 
dem Gericht mitteilen und was den Sachverhalt im 
weitesten Sinne des Wortes betrifft, ist also Teil der 
Beweisaufnahme und vom Gericht zu würdigen. Es 
handelt sich dabei um durchaus neuartige, im bisherigen 
Schema nicht vorkommende Arten des Beweises.

Abgesehen von dem noch zu behandelnden allgemei­
nen Mitspracherecht müssen diese Vertreter gesellschaft­
licher Interessen Gelegenheit erhalten, sich zu Beginn 
der Hauptverhandlung nach den unmittelbar Beteiligten 
und dem mitwirkenden Staatsanwalt zur Sache zu 
äußern. Ebenso müssen sie auf Verlangen neben dem 
mitwirkenden Staatsanwalt am Ende der Hauptver­
handlung zum Schlußwort zugelassen werden, um hier
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